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Nordhorn Für die Hilfe bei
der Bekämpfung des Moor-
brandes im vergangenen
Jahr im Emsland hat die
Bundeswehr insgesamt
rund 600000 Euro an den
Landkreis Grafschaft Bent-
heim gezahlt. Damit seien
jetzt 95 Prozent der Kosten,
die den Kommunen des
Landkreises für den Einsatz
ihrer Feuerwehren entstan-
den sind, abgegolten, sagte
Landra Friedrich Kethorn
(CDU). Der Landkreis hatte
die Forderungen der Kom-
munen gebündelt einge-
reicht, das Geld wird nun
weitergeleitet.
Der Nachbarlandkreis

Emsland erhielt eine erste
Abschlagszahlung in Höhe
von rund 830000 Euro für
Aufwendungen zur Bewälti-
gung des Moorbrands, die
an die Kommunen weiter-
geben wird, sagte eine Spre-
cherin. Weitere ausstehen-
de Zahlungen werden von
Seiten der Bundeswehr
noch geprüft. Damit ist
auch dort der Großteil
mehr als 91 Prozent der
durch den Moorbrand ent-
standenen Kosten abgegol-
ten. dp

Geld von der
Bundesweh

285 Bewerber wollen Inselblogge werde
ganzen Bundesgebiet, aus
den Niederlanden, Russland,
Österreich und Australien,
sagte Sarah Rönner vom In-
selmarketing. Die Bewerber
sind zwischen 16 und 87 Jah-

re alt. „Wichtiger als das Alter
ist aber eine gewisse Medien-
praxis, verbunden mit der
Freude am Filmen, Erzählen
und Darstellen“, sagte Rön-
ner. Der Inselblogger be-

kommt für ein Jahr einemöb-
lierte Wohnung, Kamera und
ein monatliches Taschengeld
von 450 Euro. Er soll seine
Eindrücke vom Inselleben im
Internet dokumentieren. dpa

Tourismusgesellschaft Staats-
bad Norderney gemeldet, um
die Nachfolge des scheiden-
den Inselbloggers Dieke Gün-
ther (19) anzutreten. Die Inte-
ressenten kommen aus dem

Norderne Traumjob Insel-
blogger: Für diese spezielle
Arbeit auf der Insel Norder-
ney stehen Bewerber jetzt
Schlange. 285 Männer und
Frauen haben sich bei der

98-Jähriger bekommt Abi-Zeugnis
Leon Schwarzbaum musste Dokument in Auschwitz abgeben

ni ehrenhalber, sondern um
eine „Hochschulzulassung
mit Gültigkeit“.
Schwarzbaum wurde 1921

in Hamburg geboren. 1943
wurde seine gesamte Familie
in Auschwitz umgebracht.
Weitere Stationen seines Lei-
densweges waren das KZ Bu-
chenwald und ein Todes-
marsch, auf dem ihn im Mai
1945 in der Nähe von Schwe-
rin US- Soldaten befreiten.
Nach dem Krieg eröffnete

Schwarzbaum in Berlin ein
Geschäft mit Antiquitäten
und Kunstgegenständen. Im
hohen Alter begann er, jun-
gen Menschen in Vorträgen
an Schulen über die NS-Zeit
zu berichten. ep

Helma Rothämel, überreich-
ten Leon Schwarzbaum das
Dokument in der Niedersäch-
sischen Landesvertretun in
Berlin.
Auslöser für die Initiative

war der Film „Der letzte Jolly
Boy“, der Schwarzbaums ver-
gebliches Bemühen zeigt,
sein Zeugnis wiederzube-
kommen. Nachdem die
Wunstorfer Schule den Film
vorgeführt hatte, initiierte
Rothämel die Neuausstellung
des Abi-Zeugnisses In Ge-
sprächen mit Schwarzbaum
sei sein Zeugnis rekonstruiert
worden, sagte die Schulleite-
rin. „Er wusste bis auf eine
noch alle Zensuren.“ Es han-
dele sich nicht um ein Zeug-

Hannover/Berlin Der jüdische
Holocaust-Überlebend Leon
Schwarzbaum hat in Berlin
ein neu ausgestelltes Abitur-
Zeugnis erhalten. Der 98-Jäh-
rige habe seine Reifeprüfung
vor 80 Jahren am jüdischen
„Fürstenbergus Lyzeum“ in
Bendzin im heutigen Polen
abgelegt, teilte die Evange-
lisch-lutherisch Landeskir-
che Hannovers mit. Sein
Zeugnis habe er aber im Kon-
zentrationslager Auschwitz
abgeben müssen.
Niedersachsens Kultusmi-

nister Grant Hendrik Tonne
(SPD), Oberlandeskirchenrä-
tin Kerstin Gäfgen-Track und
die Leiterin der Evangeli-
schen IGS Wunstorf, Elke

Olaf Lies (52), Umweltminis-
ter in Niedersachsen, warnt,
dass das Land sich besser ge-
gen drohende Hochwasser
wappnen muss. Die Über-
schwemmungen vor zwei
Jahren seien „erschre-
ckend“ gewesen, sagte der
SPD-Politiker. „Auf der ei-
nen Seite müssen wir wie
2017 dafür sorgen, dass die
Menschen nicht absaufen.
Auf der anderen Seite geht
es wie 2018 darum, dass die
Wasserversorgung gesi-
chert ist.“ Daher müssten
neue Rückhaltebecken ge-
baut werden. Auch die
Funktionen, möglicherwei-
se auch die Dimension von
Talsperren werde sich die
Landesregierung den
nächsten Jahren genau
ansehen. dp

ZUR PERSON

Celle Der mutmaßliche
Deutschlandchef der Terror-
miliz Islamischer Staat (IS),
Abu Walaa, bleibt auf Ent-
scheidung des Bundesge-
richtshofs in Untersu-
chungshaft. Eine Haftbe-
schwerde sei verworfen
worden, teilte das Oberlan-
desgericht Celle mit. Die
seit 2016 bestehende U-Haft
sei angesichts der Schwere
der Taten und der zu erwar-
tenden Strafe gerechtfer-
tigt, befand der Bundesge-
richtshof. Auch bestehe
Fluchtgefahr. Abu Walaa
und vier Mitangeklagte ste-
hen inCelle seit 2017wegen
Unterstützung und Mit-
gliedschaft in einer terroris
tischen Vereinigung vor Ge-
richt. dp

Ab Walaa
bleib in U-Haft

KURZ NOTIERT

Wendemanöve
geht schief

Wolfsburg Bei einemWende-
manöver hat der Fahrer eines
Autotransporters in Wolfs-
burg ein geparktes Auto hin-
ter sich hergeschleift, ohne
es zu bemerken. Erst aufge-
regte Zeugen machten ihn
auf seinen Fahrfehler auf-
merksam. Nach Angaben der
Polizei wollte der 38 Jahre al-
te Fahrer des Transporters
auf einer Straße wenden. Da-
bei kollidierte er mit einem
am Straßenrand geparkten
Auto. dp

40000 Briefe ohne Antwort
Pflegekammer-Präsidentin: „Wir haben nach wie vor ein Akzeptanzproblem“

die Beitragsbescheide eine
Welle des Protests nach sich.
Um weniger zu zahlen, müs-
sen Mitglieder ihr steuer-
pflichtiges Bruttoeinkom-
men angeben. Erst dann wird
ein neuer Bescheid über
0,4 Prozent der Jahresein-
künfte erstellt. Eine im De-
zember von dem Pfleger Ste-
fan Cornelius aus Berge
(Landkreis Osnabrück) gestar-
tete Online-Petition richtet
sich grundsätzlich gegen die
Pflichtbeiträge. Innerhalb
kurzer Zeit gab es mehr als
48000 Unterstützer, diemeis-
ten davon aus Niedersachsen.
Trotz aller Vorbehalte ge-

gen die Kammer sieht Mehm-
ecke einer Evaluation, also ei-
ner Untersuchung und Be-
wertung der Kammer, gelas-
sen entgegen. Die Evaluation
der Ende 2017 gegründeten
Interessenvertretung, für die
die Rechtsaufsicht beim Sozi-
alministerium liegt, ist im
Koalitionsvertrag zwischen
SPD und CDU festgeschrie-
ben. Ergebnisse sollen laut
Sozialministerin Carola Rei-
mann (SPD)Mitte 2020 vorlie-
gen. „Da machen wir uns kei-
ne Sorgen“, gibt sich Mehm-
ecke zuversichtlich.

schlossenen berufsständigen
Selbstverwaltung gehören al-
le in Niedersachsen tätigen
Fachkräfte der Alten-, Kran-
ken- und Kinderkrankenpfle-
ge per Pflichtmitgliedschaft
an. Sie müssen einen Beitrag
zahlen, der nach dem Ein-
kommen bemessen wird. Vor
Weihnachten hatte die Kam-
mer Bescheide über 140 Euro
fürs halbe Jahr 2018 ver-
schickt, was Jahreseinkünf-
ten von 70000 Euro ent-
spricht. Der Jahres-Höchstbei-
trag für die Kammer-Mit-
gliedschaft liegt bei 280 Euro.
Da kaum eine Pflegekraft ein
Jahres-Einkommen von
70000 erzielen dürfte, zogen

Anzahl derjenigen, die bei ei-
nem Jahreseinkommen von
70000 Euro undmehr liegen,
somit den Höchstsatz zahlen
müssen und dies auch bereits
getan haben, bezifferte Pfle-
gekammer-Geschäftsführer
Manuel Ahting auf 200. All
diejenigen, die weder den
Höchstbeitrag zahlten, noch
eine Selbsteinstufung vorge-
nommen hätten, würden
nun von der Kammer per
Post erinnert. „Darunter be-
finden bestimmt auch wel-
che, die uns gar nicht zugehö-
rig sind, aber auch diejenigen
sollten sich bei uns melden“,
sagte Ahting.
Der 2017 per Gesetz be-

Abzüglich der etwa 2500
Angeschriebenen, die im
Nachhinein aus der Pflicht
zur Mitgliedschaft entlassen
wurden, bleiben immer noch
mehr als 40000 Mitglieder,
die sich weder selbst einge-
stuft haben, noch den
Höchstbeitrag zahlen. Die

VON LARS LAUE

Hannover – Der von Beginn an
umstrittenen Pflegekammer
Niedersachsen fehlt es weiter
an Rückhalt. Von den ge-
schätzt mehr als 90000 po-
tenziellen Mitgliedern haben
sich bislang erst 60586 Mit-
glieder vollständig registriert.
„Wir haben nach wie vor ein
Akzeptanzproblem, vor al-
lem in der Altenpflege“,
räumte Kammerpräsidentin
Sandra Mehmecke ein.
Gleichzeitig kündigte die

Kammer an, in den nächsten
Wochen Zehntausende Zah-
lungserinnerungen zu ver-
schicken. Denn: Insgesamt
waren im vergangenen Jahr
rund 97000 Beitragsbeschei-
de an Beschäftigte der Pflege-
branche verschickt worden.
Zum Stichtag 31. Mai haben
laut Kammer gerade einmal
rund 18000 Mitglieder ihren
Mitgliedsbeitrag für das Bei-
tragsjahr 2018 beglichen.
53000 Mitglieder haben da-
von Gebrauch gemacht, den
Höchstbeitrag von 280 Euro
jährlich per Selbstauskunft
über das tatsächliche Ein-
kommen deutlich herabset-
zen zu lassen.

Sandra Mehmecke

Pflegekammer-Präsidentin

Mehmeke empfiehlt Gesundheitszentren zur Verbesserung der Pflege

DISKUSSION UM KLINIKSTANDORTE

sachsen erheblich entlasten, wenn wir die
Zentren weiterentwickeln.“ Eine Studie im
Auftrag der Bertelsmann-Stiftung war zu
dem Schluss gekommen, dass die Versorgung
von Patienten durch die Schließung von mehr
als jedem zweiten Krankenhaus verbessert
werden könnte. Das Argument: Eine Bünde-
lung von Ärzten, Pflegepersonal und medizi-
nischen Geräten an weniger Kliniken könnte
die Qualität der Versorgung verbessern. dpa

In der Diskussion über mögliche Schließungen
von Krankenhäusern fordert die Pflegekam-
mer Niedersachsen einen Ausbau bestehen-
der Standorte zu Gesundheitszentren. Viele
Krankenhäuser zu schließen, sei in einem Flä-
chenland zwar nicht sinnvoll, sagte die Präsi-
dentin der Kammer, Sandra Mehmecke. Um
die Pflege zu verbessern, müsse aber das vor-
handene Personal effektiver eingesetzt wer-
den. „Wir können einige Standorte in Nieder-

Hitlergruß-Affäre:
nktionär

verlässt Partei
Langeoog Polit-Skandal im
Sommerloch oder Provinz-
Posse? Nach Schlagzeilen
über seinen angeblichen Hit-
lergruß ist ein SPD-Funktio-
när von der Insel Langeoog
aus der Partei ausgetreten.
Der Austritt sei bereits vollzo-
gen worden, teilte der SPD-
Kreisverband Wittmund mit.
Das Vorstandsmitglied des
Ortsvereins habe den Schritt
mit einer Kampagne gegen
ihn und SPD-internen Anfein
dungen be ründet. Sein An-
walt hatte die Vorwürfe als
„haltlos“ zurückgewiesen.
Die Staatsanwaltschaft Au-

rich ermittelt gegen den
Mann wegen des Vorwurfs,
den Hitlergruß gezeigt zu ha-
ben. Bis zu einem Ergebnis
könne es noch drei bis vier
Wochen dauern, sagte Spre-
cher Jan Wilken.
Der Vorfall soll sich bereits

im Sommer 2018 abgespielt
haben. Der ehemalige Touris-
musmanager der Insel hatte
seinen Stellvertreter aber erst
in diesem Juni angezeigt.
Dem Tourismusmanager war
zuvor im Zusammenhang
mit der Vergabe von Neubau-
Aufträgen gekündig worden.
Nach einer erfolgreichen Kla-
ge gegen seine Entlassung ist
er inzwischen in Rente. Bür-
germeister Uwe Garrels (par-
teilos) kennt die Konflikte
zwischen beiden Männern,
will aber nicht über einen Ra-
chefeldzug spekulieren.
Nach Parteiangaben war

der bisherig SPD-Politiker
auch in die noch laufende Af-
färe um den SPD-Landtagsab-
geordneten Jochen Beekhuis
verwickelt. Diesem wird vor-
geworfen, in privaten Face-
book-Chats abfällige Bemer-
kungen über Frauen, Homo-
sexuelle und dicke Menschen
gemacht zu haben. Für Johan-
ne Modder als Vorsitzende
des SPD-Bezirks Weser-Ems
ist schon die Affäre Beekhuis
ein großes Ärgernis. Ihm dro-
he nach Abschluss einer Un-
tersuchung der Partei-Aus-
schluss, sagte Modder. Inso-
fern sei sie erleichtert, dass
der SPD-Politiker aus Lange-
oog die Partei freiwillig ver-
lassen habe. dpa
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Recht Ideologie
auf de Wache?

Hannover Die Grünen in Nie-
dersachsen fordern eine ener-
gische Bekämpfung von
rechtsextremistischen Ten-
denzen in der Polizei. Innen-
minister Boris Pistorius (SPD)
müsse für Klarheit darüber
sorgen, wie verbreitet Ein-
stellungen gegen die freiheit-
liche demokratische Grund-
ordnung unter den Beamten
seien, sagte der Grünen-Land-
tagsabgeordnete Belit Onay.
„Es ist im Interesse aller, dass
die Erkenntniss darüber
nicht im Vagen bleiben.“ Die
Grünen verlangten eine wis-
senschaftliche Analyse zur
Häufigkeit verfassungsfeind-
licher Einstellungsmuster bei
der Polizei. epd


